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Sachgebiet 212 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 30. März 1972 

für Familie, Jugend und Gesundheit 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Situation der perinatalen Medizin in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Witt- 
genstein-Hohenstein, Dr. Jungmann, Frau Stommel, 
Dr. Hammans, Weigl, Geisenhofer und Genossen 
— Drucksache VI/3179 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung die gegenwärtig in der Bundes- 
republik Deutschland im Bereich der perinatalen Medizin in 
Forschung und Anwendung unternommenen Anstrengungen 
für ausreichend? 

Die Bundesregierung hält die gegenwärtig in der Bundes- 
republik Deutschland im Bereich der perinatalen Medizin in 
Angriff genommenen Bemühungen in Forschung und Anwen- 
dung noch nicht für ausreichend. Die erzielten Leistungen sind 
beachtlich, aber es müssen noch große Anstrengungen gemacht 
werden, um den Erfordernissen der perinatalen Medizin im 
Interesse aller Neugeborenen gerecht zu werden. 

Aus gesundheitlicher Sicht ist folgendes festzustellen: Bei jeder 
Entbindung ist die Möglichkeit einer Risikogeburt vorhanden. 
Deshalb sollten nicht nur Entbindungen bei bereits bekannten 
Risikoschwangerschaften und voraussichtliche Risikoentbindun- 
gen, sondern möglichst sämtliche Niederkünfte wegen der 
potentiellen Gefährdung für Mutter und Kind in entsprechend 
eingerichteten Kliniken stattfinden. 

Die perinatale Medizin umfaßt die Zeit von der 28. Schwanger- 
schaftswoche bis zum siebten Lebenstag und damit auch die 
Akutversorgung nach der Geburt. Diese Akutversorgung liegt 
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in Händen von Geburtshelfern und Kinderärzten. Die Geburts- 
helfer und deren Hilfspersonal müssen fachlich so vorgebildet 
sein, daß sie die teuren und komplizierten Einrichtungen, die für 
einen Transport geschädigter Neugeborgener in Frage kommen, 
bedienen und damit die ungefährdete Überführung solcher Kin- 
der in eine Kinderklinik gewährleisten können. 

Der Schwerpunkt der Forschung auf dem Gebiet der Perinato- 
logie liegt bei den Universitätskliniken und einigen weiteren 
großen Spezialkliniken. Sie wird von einzelnen Wissenschaft- 
lern betrieben und mit Mitteln des Bundes, der Länder, aber 
auch der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen ihrer 
jeweils gegebenen Möglichkeiten gefördert. 

Eine ausreichende perinatale Versorgung kann nur dann als ge- 
sichert gelten, wenn eine genügende Anzahl großer geburtshilf- 
licher Kliniken vorhanden ist, die nicht nur alle normal verlau- 
fenden Niederkunftsfälle aufnehmen, sondern auch alle Entbin- 
dungen durchführen können, bei denen Risikoschwangerschaf- 
ten Vorgelegen haben oder Risikogeburten zu erwarten waren. 
Dies ist bisher noch nicht in ausreichendem Maße der Fall. Es 
wäre daher vordringlich, mehr Risikoabteilungen in Frauen- 
kliniken zu schaffen. 

In der BRD und in Westberlin gibt es z. Z. etwa 1800 geburts- 
hilfliche Kliniken. Nach den Ergebnissen einer 1971 erfolgten 
Erhebung wissenschaftlicher Gesellschaften und nach Auskünf- 
ten der Länder ist das erforderliche Erfahrungsgut nur dann ge- 
währleistet, wenn in einer Klinik mehr als 1000 Entbindungen 
im Jahr stattfinden. Erst dann sind auch die hohen Aufwendun- 
gen für die Risikoeinrichtungen für Neugeborene vertretbar. 

Bei 40 °/o aller geburtshilflichen Kliniken ist die nächste Kinder- 
klinik mehr als 10 km entfernt. Damit ist, insbesondere für eine 
größere Zahl kleinerer in den Flächenstaaten verteilter Kliniken 
für die geburtshilfliche Erstversorgung von Risikokindern ein 
zusätzlicher Risikofaktor gegeben. Für die Zukunft muß deshalb 
eine bessere Streuung von Schwerpunktskliniken mit ange- 
schlossenen oder in der Nähe befindlichen Neonatalabteilungen 
über das ganze Gebiet der BRD hinweg angestrebt werden. 

In der 1967 gegründeten Deutschen Gesellschaft für perinatale 
Medizin haben sich die an ihr interessierten Kreise, insbeson- 
dere Kinderärzte und Geburtshelfer, zusammengeschlossen, um 
die allgemeinen und speziellen Kenntnisse in diesem Fachgebiet 
zu erweitern, die wissenschaftliche Forschung zu vertiefen und 
die Ergebnisse zum Nutzen von Mutter und Kind in die Praxis 
umzusetzen. 1970 wurde eine internationale Gesellschaft für 
perinatale Medizin gegründet. Beide Gesellschaften veranstalten 
jährlich Kongresse. Die der Deutschen Gesellschaft werden von 
der Bundesregierung und dem Land Berlin gefördert. Außerdem 
sind in verschiedenen Bundesländern Vereinigungen für peri- 
natale Medizin tätig geworden. 

In den letzten Jahren sind in erhöhtem Maße Veröffentlichun- 
gen auf dem Gebiet der Perinatologie erschienen. Leider gibt es 
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jedoch bisher erst sehr wenig Lehrstühle für dieses Fachgebiet. 
Ein in Köln eingerichtetes Ordinariat ist noch unbesetzt. In 
Baden-Württemberg ist die Errichtung entsprechender Lehr- 
stühle in Aussicht genommen. 

Die Anwendung der im Bereich der perinatalen Medizin gewon- 
nenen Erkenntnisse muß verbessert werden. Es besteht ein er- 
kennbarer Abstand zwischen den Forschungsergebnissen einer- 
seits und der praktischen Anwendung andererseits. Es ist jedoch 
zu hoffen, daß besonders die Kongresse der wissenschaftlichen 
Fachgesellschaften, andererseits aber auch die Fortbildungsver- 
anstaltungen der Ärztekammern zur besseren Umsetzung 
gewonnener Erkenntnisse in die Praxis beitragen. 


2. Welche Forschungsvorhaben werden im Bereich der perinatalen 
Medizin derzeit gefördert, und welche Pläne stehen in dieser 
Hinsicht in absehbarer Zeit zur Verwirklichung an? 

Aus den z. Z. geförderten Forschungsvorhaben auf dem Gebiet 
der perinatalen Medizin ist in erster Linie ein von der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft bereits seit 9 Jahren gefördertes 
Schwerpunktprogramm „Schwangerschaftsverlauf und Kindes- 
entwicklung" zu nennen. Es wurde jährlich mit etwa 2 Mio DM 
unterstützt, ist als Gemeinschaftsarbeit von je 16 Frauen- und 
Kinderkliniken sowie einer Reihe von Speziallaboratorien 
organisiert und soll weiterlaufen, bis 20 000 frühschwangere 
Frauen erfaßt worden sind. Erst dann kann auch die zusammen- 
fassende Auswertung des umfassenden Dokumentationsmate- 
rials, das inzwischen angefallen ist, begonnen werden. 

Ferner fördert die Deutsche Forschungsgemeinschaft ein For- 
schungsvorhaben, das in Berlin durchgeführt wird und sich mit 
den besonderen Fragen der Vakuumextraktion befaßt. 

Im übrigen sind aus der großen Zahl der von Bund und Ländern 
geförderten Forschungsvorhaben als Beispiele zu nennen: 

1. Vergleichende Untersuchungen während und nach der 
Geburt zur Erkennung kindlicher Gefahrenzustände 

2. Klinische und virologische Untersuchungen zur Evaluierung 
der Rötelnschutzimpfung im Wochenbett 

(Prof. Saling, Städt. Frauenklinik Berlin) 

3. Biochemische Untersuchungen im Zusammenhang mit der 
intrauterinen Ernährung von Föten 

(Prof. Saling, Städt. Frauenklinik Berlin) 

4. Untersuchung des Adenylsäuresystems bei Neugeborenen 
zur Beurteilung seiner hypoxischen Beeinträchtigung 

(Prof. Saling, Berlin, Städt. Frauenklinik Neukölln) 
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5. Untersuchungen zur permatalen Immunologie 

(Prof. Dr. Fischer, Universitätskinderklinik Hamburg-Eppen- 
dorf) 

6. Untersuchungen über unstillbare Blutungen bei Neu- 
geborenen 

7. Untersuchungen über parenterale Ernährung bei Früh- 
geburten 

(Dr. Hoppe, Blutspenderinstitut Hamburg) 

8. Moderne Methoden der Geburtsleitung 
(Universitätsfrauenklinik Homburg Saar) 

9. Medikamentöse Geburtssteuerung 
(Universitätsfrauenklinik Homburg Saar) 

Die Forschung auf diesem Gebiet ist zum großen Teil derartig 
spezialisiert, daß eine umfassende Darstellung von Forschungs- 
vorhaben im Rahmen der Antwort auf eine Kleine Anfrage nicht 
möglich ist. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge zur Einführung 
der dauernden Überwachung werdender Mütter und zur Ein- 
richtung von Risikozentren zur Behandlung von Risikofällen? 

Die Überwachung Schwangerer wird im allgemeinen von den 
niedergelassenen Ärzten wahrgenommen. In einigen Bundes- 
ländern werden Schwangere durch Schwangerenberatungsstel- 
len bei den Gesundheitsämtern betreut. Darüber hinaus wurde 
bekanntlich durch eine Änderung der Reichsversicherungsord- 
nung zum 1. Juli 1971 die Schwangerenberatung in einem ge- 
wissen Umfang zur Pflichtleistung der gesetzlichen Kranken- 
kassen gemacht und damit den Vorschlägen der Bundesärzte- 
kammer auf diesem Gebiet für den größten Teil der Bevölke- 
rung weitgehend Rechnung getragen. Auch die Geburtsvorberei- 
tung durch Hebammen ist nunmehr in den Katalog der in die- 
sem Rahmen von den Kassen im allgemeinen übernommenen 
Leistungen einbezogen worden. 

Weitere umfassende Vorschläge zur Einführung der dauernden 
Überwachung werdender Mütter sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. Sie steht jedoch allen Überlegungen in dieser Richtung 
aufgeschlossen gegenüber und wird entsprechende Vorschläge 
eingehend prüfen. 

Aus der Praxis ist darauf hingewiesen worden, daß die nieder- 
gelassenen Ärzte bei Verdacht auf eine Risikoentbindung und 
bei Risikoschwangerschaften gelegentlich überfordert sind. Es 
ist deshalb wichtig, daß die Entbindungen in diesen Fällen 
grundsätzlich in erstklassig ausgestatteten geburtshilflichen 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/3309 


Schwerpunktkliniken (Risikozentren) mit entsprechend großem 
Erfahrungsgut erfolgen. Für derartige Schwerpunktkliniken ist 
die Einrichtung von angeschlossenen Risikoschwangerschafts- 
beratungsstellen vorgeschlagen worden. Dieser Gedanke muß 
jedoch zunächst auf eine etwaige Realisierbarkeit hin näher 
geprüft werden. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Schaf- 
fung all dieser Einrichtungen in die Zuständigkeit der Länder 
fällt. Hierbei sind neben den für das Gesundheitswesen zustän- 
digen Ministern und Senatoren auch die für die Universitäts- 
kliniken verantwortlichen Kultusminister angesprochen. 

Ob und in welchem Umfang durch einen Neu- oder Ausbau von 
Krankenhäusern Risikozentren für perinatale Medizin geschaf- 
fen oder ausgebaut werden können, wird in Zukunft von den 
Landeskrankenhausbedarfsplänen bestimmt werden. Für ge- 
burtshilfliche Universitätskliniken sollte ein Ausbau als Risiko- 
zentrum mit Tag- und Nachtbesetzung grundsätzlich voraus- 
gesetzt werden. Für die übrigen Kliniken ist zu hoffen, daß nach 
Verabschiedung des Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser, insbesondere durch eine koordinierende Mit- 
wirkung des Bundes in dem nach diesem Gesetz vorgesehenen 
gemeinsamen Beratungsgremium mit den Ländern eine optimale 
Verteilung der erforderlichen Einrichtungen im Bundesgebiet 
immer näherrückt. 


4. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine modellartige 
Durchführung solcher Vorschläge in einem Bundesland anzure- 
gen und zu unterstützen? 

Für die modellartige Durchführung neuer Verfahren zur dauern- 
den Überwachung werdender Mütter sieht die Bundesregierung 
im Augenblick keinen Ansatzpunkt. 

Hinsichtlich der Einrichtung von Risikozentren zur Behandlung 
von Risikofällen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen, 
wonach allgemein die Universitätskliniken zu solchen Risiko- 
zentren entwickelt werden sollten und darüber hinaus im Rah- 
men der Landeskrankenhausbedarfsplanung die erforderlichen 
Einrichtungen zu schaffen sind. 


5. Hält es die Bundesregierung für notwendig, die Fort- und Wei- 
terbildung der Ärzte im besonderen Bereich der perinatalen 
Medizin zu fördern? 


Ja. Die Fort- und Weiterbildung der Ärzte ist jedoch Sache der 
Ärztekammern. 
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6. Ist die Bundesregierung bereit, Bestrebungen zu unterstützen, 
ein Institut für perinatale Medizin zu errichten? 

Der Senat von Berlin hat mit Unterstützung des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft sowie in Übereinstimmung mit 
der Freien Universität Berlin beschlossen, ein Institut für peri- 
natale Medizin als Universitätseinrichtung unter Leitung von 
Herrn Prof. Dr. Saling zu schaffen. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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